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1n umseits rubrizierter Rechtssache hat die Antt•agstellerin der Abel
 &Abel Rechtsanwälte GmbH

Rufträg und Vollmacht erteilt.

Y. Zur Zuständigkeit gemäß § 3 URG:

Fiir ein Rearganisationsverfahren ist der Gerichtshof 1. I
nstanz zuständig, in dessen Spren-

gel das Unternehmen betrieben wird. Die Antragstellerin bet
reibt ihr Untei7iel~lien mit

Sitz in 9020 Iüagenfurt atn Wörthersee, Völkertnarkter Ring
 21-23, Das angerufene Ge-

nicht ist daher für dein Antrag zuständig.

Bescheini~zm~sr~~ittel.~ Firnzenbuchauszug voii123.04.2015,
 Beilage ./A

II. Zur Antragstellerin:

Die Antragstellerin wurde durch Gesetz (LGBI 37/91 
(IC-LHG)} gegründet. Sie ist eine

juristische Person sui generis. Geschäftszweig ist. der Erwer
b,. das Halten, das Verwalten

sowie das Veräußern vors Vei~nögen. Die Antragstelleri
n wird durch den Vorstand Mag.

Ulrich Zafoscluiig, geb. 12.11.1966 und Mag, Johann Schö
iiegger, geb. 27,01,1955, vertre-

ten. Der Vorstand vertritt mit einem weitermal Vorstandsmi
tglied oder einem Prokuristen.

Bescl~eirrigzrr7 srnittel: Firmenbuchauszug vnin 23.04.2015, Beilag
e ./A

Zur Geschichte der Antragstellerin.ist-wie folgt ausztifiillr
en:

Mit Beschluss des Landtages von Kärnten vorn 17.g2.18
94 wurde voin LaYld I{.ärflten die

Landes- und Hypothelcenbanlc in Käintetl gegründet u
nd eingerichtet. Die Kärntner Lan-

des- i~nd Hypotlielcenbanlc hat il~r gesamtes bankgeschäftlic
hes Untei~iehmeii als. Gesarnt-

sache zum 31.12.1990 in eine Aktiengesellschaft eingebracht
 und blieb deren alleiniges

Aktionär. Die Kärntner Landes- u~id Hypothekenbank blieb 
gemäß ~ 6 Abs 1 T{~LHG be-

stelten und fii7lrt ab dem Zeitpusilct der Eintragung der Akti
engesellschaft in dzs Firinen-

buch die Bezeichnung, ~vie sie i~urunel~r iin Rubrum ausgewiese
n ist.
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III. Erklärung gemäß § 4 Abs 1 URG:

Die Antragstellerin. erklärt ausdriicl~lich und dies unter Hinweise auf die unter einem

vorgelegte testierte Bilanz des Jahres 2014, dass sie nicht insolvent ist..Das Eigenkapital

beträgt rund € 500 Mio. Das EGT ixil Jahr 2ö14 beläuft sich auf rviid +€ 5,5 Mio,

Des Weiteren erklärt die Antragstellerin ausdrücklich, dass das Unternehmen der Reorga-

nisation bedarf.

Bescherrli~rra~stnittel; Bilanz vom 31.12.2014, Beilage .B

IV. .Darstellung, des Reorganisationsbedarfes:

Die Antragstellerin sowie dia HEIA Asset Resolution AG („HETA") sind aus der Kärnt-

ner Landes- und Hypothekenbaillc entstanden. Nac11 § 92 Abs 9 BVVG (§ 8a Abs 1p KWG)

und ~ 4 des Kärntner Landesholding-Gesetzes („K-LHG") haftet die Antragstellerin aIs

Ausfallsbürge gemäß § 1356 ABGB für alle gegenwärtigen und zukünftigen Verbiiidlich-

keiteii der im Gesetz genannten Aktiengesellschaft. Die Alctiengesellscl~aft ist die Hypo

Alpe-Adiria- Bank International AG, Gesatnfrechtsnachfolger im Sim1e der Gesetzesbe-

stimmung die HETA.

Aucli wenn die Ausfallsbürgsci~aft auf Gesetz und nicht auf Vertrag beruht, sind aufgrund

der ausdrücklichen Zitierung des § 1356 ABGB die Bürgschaftsregeln des Zivilrechtes

Heranzuziehen. Dementsprechend ist die gesetzlich geregelte Hafliing eine Ausfallsbürg-

schaft und unterliegt dem Grundsatz der Akzessorietät. Die Verpflichh~~g des Bürgen ist

abhängig vom Bestand der Hauptschuld. Bislang hat die Hauptschuldneril~, die HETA, alle

fälligen Verbiz~dliclilceifetl bezahlt. Durch clas BaSAG (Bundesgesetz iib~r die Sanierung

und Abwiciclu~ig van Banken) wurde über § 162 Abs 6 ausdriicklich a~lgeordilet, dass das

Gesetz auf die HEIA als Abvaueinheit gemäß § 2 GSA ai~weudbar ist. Ailfgrund ~ SO Abs

1 BaSAG kann die FMA bei Vorliegen der Abwckliingsvoraussetzu~lgen alle zur Ei7~ei-
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chung der Abwicklungsziele ez•forderlichen Maßnahrr~en anordnen.
 Mit Mandatsbescheid

vorn 01,03.2015 hat die FMA angeordnet, dass die Fälliglzeiten s
ämtlicher voz~ der HETA

ausgegebenen Schuldtitel bis zum Ablauf des 31,05.2016 aufge
schoben werden.

Zuvor trat mit 01.08.2014 das „HBInt-Sondergesetz —B
GBl 7 Nr. 51/2014 — in Kraft.

Zweck dieses Gesetzes. war insbesondere die Ei7~ichtung ein
er Abbaueinheit fi:1r die Hypo

Alpe-Adria-Bank International AG (HBInt). Einer der 6 A
rtikeln des geiia~xnten Gesetzes

beinhaltet das Bundesgesetz .über Sanierungsinaßn~nen 
für die HBInt, das Hypo Alpe-

Ädi-ia Sanierungsgesetz (HaaSanGj, Mit diesem Gesetz wur
de die .Finanzma~ktaufsichts-

behörde (FIvIA) eamäehtigt, durch'Verordnut~g das Erlös
chen voll Gesellschafterverbind-

lichkeiten bzw. Nachrarlgverbindlichkeiten ärYZilordnen. Am 
0'7.08.2014 wurde eine solche

HaaSanV kundgemacht und trat äm selben Tag in Kraft.
 Dieser Schuldenschnitt wird

ebenso von Gläubigern der HEIA bekämpft. Die mit dem
 Schuldenschnitt zusamrnenhän-

genden Rechtsfragen werden vom Verfassungsg~richtsl7of
 gepiü{~,

Bescheinl~ sn~ rittet.,, Mandatsbescheid in Kopie, Beilage ./C

Gleichzeitig lzat der Eiget~tüme~• der HETA, die Repub
lik Österreich, kundgetan, dass keine

weiteren Gelder eigentümerseitig' zur Befriedigung von Gl
äubigern zur Verfiigung gestellt

werden.:Schon vbr dein 01.03.2015 wurde die Antragst
ellerin von einigen Gl~ubigeriz

beim Landesgericht Klagenfurt auf Feststelltin~;/Zahlt~ng 
beklagt. Derzeit sind 27 Verfah-

re►~ iiiit ei~~em Puilkhiin von rw~d € G50 Mio. anhängig.

13c~sclxen~i~ttr~~,srrrilte(: Liste der anhängigen Verfahren
, Beilage ./D

Musterklagebeantwortung, Beilage JE

Mit diesen Klagen sind enarine Kosten sowohl für die Klä
ger wie auch für die Antragstel-

lerin vez~bünden. Rechtsgrund der Klageei ist aber in allen F
ällen die gesetzliche Ausfalls-

bürgscl~aft. Nunmehr hat die Bayrische Landesbank Ansta
lt des öffentlichen .Rechts zu

GZ 49 Cg 18/15k, des L,G Klagenfurt eine Klage über rund €
 2,5 Mrd. gegen die Antrag-

ste11eri1i aus den oben geschilderten Sachverhalten und Rec
htsgünden eingebracht, Diese
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Forderung ~it•d von der Antragstellerin ebenso bestritten wie die schon bis dato anhängig

,gemachten Klagen,

Bescheinigtrn~snr%ltel.• beizuschaffender Akt 49 Cg 1 ~/1 Sk des LG Klagenfurt

Näclidem laut Medienberichten angeblich noch rund €11 Mrd, an Forderungen gegen

HETA offen sied, besteht das Risiko; dass nach weitere rund € 10;3 Mrd, gegen die An-

tragstellerin eingeklagt werden und das gesamte Klagsvolumen unabhängig. von den

schwankenden politischen Zahlungszu- und absagen, sohin rund €13,6 Mrd, umfassen

wird.

Beschei~7i~an~ smitxel,_Artikel Handelsblatt vom 31.05,201 S, Beilage ./F'

Die Antragstellerin weist in der testierten Bilanz zum 31.12.201 Aktiva in Hölle von

€ 556.666,734,44 aus. Das Eigenkapital beträgt € 538.566.229,51: Das EGT im lalu• 2014

beläuft sich auf € 5.585.216,99.

Bescheini~tn~smittel~Bilanz zum 31,12.2014, Beilage .B

Die Antragstellerin geht davon aus, dass sämtliche Geric~itsverfahren positiv zu ilu•e~l

Gunsten abgesclilosseti werden, Die dadurch entstehende~l Kostezi (ia~sbesandere allenfalls

anfallende Pauscllalgebül~ren in Rechtsmittelverfaluen) nelüilen aber existenzbedrohende

Ausmaße an. Der Zeitaufwand für die Führungsorgane des Unternehmens nimmt Dimensi-

onen az~, die keine Zeit für die l~.ufende Tätigkeit übrig lässt. Daher können zurzert auch

keine konzeptiven Tätigkeiten entfaltet werden. Hinzu kolrunt, dass die Antragstellerin in-

folge der Übertragung der Erfüllung öffentlich rechtlicher Aufgaben vorn Land Kärnten

jedenfalls auf Teile des Vermögens nicht greifen kann, ebenso wie die Iüäger.

Von Seiten der Hauptschuldnerin konnte der Antragstellerin keine Liste der• GläuUiger

übergeben werden, Die FMA hat bekaiuitgegebeil, dass sie mit Gläubigern nicht verhan-

deln wird und daher auch kehl Iizteresse bestellt, die Gläubiger der HETA namentlich zu

keiulen. Aus den oben angeführten Umständen ergibt sich jedoch, dass schon aus I~.osten-
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gründen (auch für die betroffezle~i Gläubiger!) die Personifizierung der• Gläubiger von ent-

scl~aidender Bedeuhulg ist, um mit diesen auch in deren Interesse einen trabfähigen Reor-

gaiüsatic~nsplan zu entwarfen.

Bescheini~ztf~~sn7itiel; Kurier-0iiline ~I1,03.2015, 13:51. Ulu, Beilage ./G

V. Reorganisationsprüfer:

Im Hinblick auf die Ausführungen zu IV. ve~'zichtet die Antragstellerin auf Atthöning des

Gei7clites gemäß § 5 Abs, 1 URG, Unter Hinweis auf die oben dargelegten Umstände. er-

scheint es der Antragstellerin nicht angebracht, Vorschläge zur Bestellung der Person des

Reorgauisationspc-iifers zu unterbreiten. Das Gericht wird lediglzch ersucht, eine Person

auszuwählen, die weder in naher Beziehtuig zuin Bundesland Kärnten noch zier Republik

Östei~eicli steht, sanden einen so llolien Gt-ad a~i persänlicher Unablläiigigkeit aufweist,

dass es mit den derzeit noch nicht bekallnteil Gläubigern auf einer entsprechenden Vet~trau-

ensbasis zur Entwicklung eines Rearganisationsplanes lcoin~nen kaiui.

VI. Reorganisationsplan:

Die Atit~ragstellerin ist derzeit mit der Ausarbeihing des Reorganisationsplans befasst, Die

Gnindziige des dem Gericht gemäß § 5 Abs 2 URG bilii~en 60 Tagen vorzulegenden Reor-

ganisationspla~les stellen sich wie folgt dar:

Der in den Reorganisatio~~spl~us einbezogene Personenlaeis (§ 7URG) umfasst jene po-

tenziellen Gläül~iger, die sich attf eine Gläubigerstellung gegenüber der Antragstellerin aus

der gesetzlichen Ausfallsbiirgschaftsthematilc für Verb ndliel~lceiten der numnelu als HL~-

TA Asset ResolutiotZ AG sinnierenden ehemaligen Hypo Alpe-Adria-Bazlk International

AG stützen sowie die Bäyrische Landesbank Anstalt des öffentlichen Rechts.

Unabhängig vom Reorganisationsplau werden die potenziellen Haftungsgläubiger ersucht,

unter Ve~~,vendung des als Download von der Homepage der anwaltlichen Vertretung ]cnn-

zipierten Formulars den. ~ateuziellen Haf~ungsanspi~.lch finit gleichzeitiger Dolcumentatiou
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zum Stichtag. 30.06,2015 bis spätestens 31.07.2015 an die ausgewiesezie Vertretung zu

iibei-mitteIz~. Die Übermittlung erfolgt beiderseits unpräjudizieIl hinsichtlich der Sach-

und Rechtslage und haC zum Ziel, für die Antragstellerin, aber äuch für die potenziellen

Häftttngsgläubiger diese namentlich zu erfassen ui~d däs theoretische Haftungsobligo prä-

zise festzustellelz.

In detn Reorganisationsplan wird dein. einbezogenen Personenkreis vorgeschlagen, sic11

selbst in einer Stnikhtr zu organisieren, die eine kosteuoptiinale Veihandlungsfiihrung finit

der Antragstellerin ermöglicht, sofei~i sich der einbezogene Personenkreis nicht .schon bis

zuin Vorliegen des Reoiganisationsplans ents~recliend organisiert hat.

Der. Reorganisationsplan wird dem einbezogeY~en Personenkreis (~ 7 URG) zusichern, dass

es sowohl formell wie äuch materiell zu einer Gleichbehandlung der potenziellen Haf-

hingsgläubigern kommt, um insbesondere den aus dem Wettlauf mit der Zeit resultieren-

den Kostenaufwand nicht entstehen zulassen.

Die Antragstellerin wird bis zum 31.07.2015 unpräjudiziell einen Stehfis erstellen, it~ wel-

chem alle verw~r~tbareti Vet~nögeiiswerte aiigefiilir-t sind.

Schließlich wird im Reorganisationsplan mit dem einbezogenen Personenkreis festzulegen

sein, öb und wenn ja in welcher Höhe eine azigainessene Abgeltung für die potenzielle

Haftung aus den zitierten gesetzlichen Bestimmungen unter Berücksiclitigui~g aller Risiko-

wid Wertfaktoren festgelegt werden kann.

Die Antragstellerin wird die international tätige Investmentbank Lazard mit der Begleitung

und Betreuung gemeia~sam rnit de11 eingeschalteten Rechtsanwälten betraut. Diese wird an

der A~YSarbeitung des Reorgatlisationsplaues eutsprecheiid mitwirken,

-7-



VII. Antrag:

Aus den oben dargelegten Griinden stellt daher die Antragstellerin den

auf Einleitung eines Reorgan sationsverfal~rens.

Kärntner Landes und

Hypotlielcenbank-Holding

(I~äi~nttler Landesholding)


